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Liebe Leserinnen und Leser,
unsere Gesellschaft lebt von der beteiligung ihrer bürgerinnen
und bürger. eine breite beteiligung bei Wahlen oder bei kom-
munalen Fragen gilt als gutes Zeichen einer lebendigen demo-
kratie. eigentlich sollte es überhaupt nicht betont werden müs-
sen, dass zu dieser beteiligung selbstverständlich auch alle
Menschen mit behinderung gehören, und zwar unabhängig von
Art und Ausmaß ihrer beeinträchtigungen. doch in Wirklichkeit
sind wir noch ein gutes stück davon entfernt. nicht nur, dass es
nach wie vor für Menschen mit betreuung in allen Angelegen-
heiten oder für Personen im Maßregelvollzug nach § 63 stGb

den Wahlrechtsausschluss gibt. dagegen haben jetzt einige
betroffene Verfassungsbeschwerde eingelegt. der deutsche
Caritasverband (dCV) und der CbP unterstützen diesen Vor-
stoß. Mindestens genauso schwerwiegend sind die einstellun-
gen, die sich in diesem Zusammenhang zeigen: „besteht nicht
die Gefahr der beeinflussung des Wahlverhaltens von Menschen
mit schweren beeinträchtigungen durch nahestehende Personen
wie zum beispiel rechtliche betreuerinnen und betreuer?“ die-
se Frage führt dann zur Argumentation: „dann wäre es doch bes-
ser, sie würden gar nicht wählen.“ Anstatt zu überlegen, wie eine
Assistenz aussehen müsste, die Menschen unabhängig von Art

Auf der CBP-Mitgliederversammlung wurde auch der Angehörigenbeirat gewählt. 



Sozialpolitik/-recht

3 Umsetzung der EU-Lebensmittel-
informationsverordnung

die Lebensmittelinformations-Verordnung (LMiV) (eu-Ver-
ordnung nr. 1169/2011) regelt ab dem 13. dezember 2014 die
Lebensmittelkennzeichnung und ab dem 13. dezember 2016 die
nährwertkennzeichnung europaweit einheitlich. die Verord-
nung stellt sicher, dass die Hersteller einheitliche und klare Vor-
gaben zur Kennzeichnung nutzen und dass Verbraucher(innen)
beim Lebensmittelkauf umfassend informiert werden. 

Mit der vorläufigen Lebensmittelinformations-ergänzungs-
verordnung (VorlLMieV) soll von der in Art. 44 Abs. 2 LMiV
eingeräumten mitgliedstaatlichen befugnis Gebrauch gemacht
werden, die Art und Weise der künftig auch bei lose abgege -
benen Lebensmitteln eu-weit verpflichtenden Kennzeich-
nung von stoffen oder erzeugnissen, die Allergien oder unver-
träglichkeiten auslösen (sogenannte 14 Hauptallergene, gelistet
im Anhang ii der LMiV, unter anderem glutenhaltiges Getrei-
de, Milch, eier, Fische) zu regeln. die Verordnung betrifft unter
anderem Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung und so mit
auch einrichtungen der Alten-, behinderten- oder Jugend -
hilfe.

und Ausmaß ihrer beeinträchtigungen die beteiligung an der
politischen Meinungsbildung ermöglicht. 

beteiligung ist mehr als Teilhabe. Teilhabenkönnen ist die
Voraussetzung für sich-beteiligen-Können und bei entspre-
chendem interesse die Vorstufe der beteiligung. beteiligung
bezieht sich nicht nur auf die „große Politik“, sondern muss im
gesamten Alltagsleben möglich sein. Mitdenken, mitreden, sich
eine Meinung bilden und diese äußern, all das gehört zur betei-
ligung. das setzt gerade bei Menschen, die aufgrund ihrer beein-
trächtigung in einrichtungen leben, eine große Aufmerksamkeit
der unterstützenden Personen voraus. diese wiederum müssen
selbst in einer Organisationskultur tätig sein, die selbstständig-
keit und beteiligung fördert. nur so können sie die beteiligung
von Menschen mit behinderung unterstützen.

Will man also die beteiligung von Menschen mit behinde-
rung fördern, muss dies die eigene Organisationskultur mit ein-
schließen. die katholische soziallehre kennt dafür das Prinzip
der subsidiarität: die Verantwortung dort anzusiedeln oder zu
belassen, wo sie getragen werden kann. die umsetzung dieses
Prinzips setzt viele Kräfte für positive entwicklungen frei – in
der Organisation, aber vor allem auch bei Menschen mit behin-
derung. die erfahrungen beispielsweise mit bewohnervertre-
tungen oder Werkstatträten sind hier äußerst ermutigend. Gera-
de die Werkstatträte haben sich in den vergangenen Jahren
emanzipiert, sind mittlerweile in der politischen diskussion um
die Teilhabe am Arbeitsleben sehr gut vertreten und zeigen
damit, was beteiligung alles bewegen kann. 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen wird aber auch
noch einmal deutlich, warum gute rahmenbedingungen für die
Arbeit in der eingliederungshilfe so bedeutsam sind und trotz
der Vorgabe der Wirtschaftlichkeit eine gute Personalausstat-
tung vorhalten müssen. „Gute Arbeit“, wie sie auch von der bun-
desregierung propagiert wird, ist die Voraussetzung für ein Per-
sonal, das achtsam mit sich und den unterstützten Personen
umgehen kann. Mit anderen Worten: die Voraussetzung für ein

Personal, das Zeit hat für
beteiligungsprozesse von
Menschen mit behinderung.
es geht um Teilhabe und betei-
ligung und damit auch um
Gespräche, Meinungsbildung,
ermutigung zum Wider-
spruch – gerade auch bei Men-
schen, die in der Kommunika-
tion schwer eingeschränkt sind.
eine reform der eingliede-
rungshilfe, die zu noch weniger
Zeit des Personals für die Men-
schen mit behinderung führt,
wird deshalb ihr Ziel verfehlen.
sie wird ein klägliches Zerrbild einer inklusiven Gesellschaft
produzieren und Teilhabe und beteiligung von Menschen mit
behinderung kaputtsparen.

ich bin mir oft nicht sicher, ob diese Zusammenhänge in den
aktuellen diskussionen um die Verwirklichung von inklusion
und um die reform der eingliederungshilfe wirklich berück-
sichtigt werden. umso wichtiger ist es, dass die Caritas behin-
dertenhilfe und Psychiatrie großen Wert auf selbstbestimmte
Teilhabe und auf umfassende beteiligung von Menschen mit
behinderung legt. nur so wird deutlich, dass letztlich die betei-
ligung von Menschen mit behinderung an allen Angelegenhei-
ten, die sie betreffen, Gradmesser für die Qualität der einglie-
derungshilfe ist.

ich wünsche ihnen viele Anregungen beim Lesen dieser Aus-
gabe des CbP-info.

ihr 

Johannes Magin

Vorsitzender des CBP
Kontakt: j.magin-cbp@
kjf-regensburg.de
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die VorlLMieV konkretisiert und erweitert die informa -
tionspflichten und -möglichkeiten hierzu: so ist gemäß § 2 Abs. 2
VorlLMieV die Angabe bezogen auf das jeweilige Lebensmit-
tel gut sichtbar, deutlich und gut lesbar zu machen
n auf einem schild auf dem Lebensmittel oder in der nähe des

Lebensmittels,
n bei der Abgabe von Lebensmitteln durch Anbieter von

Gemeinschaftsverpflegung auf speise- und Getränkekarten
oder in Preisverzeichnissen,

n durch einen Aushang in der Verkaufsstätte oder
n durch sonstige schriftliche oder vom Lebensmittelunterneh-

mer bereitgestellte elektronische unterrichtung, die für end-
verbraucher(innen) unmittelbar und leicht zugänglich ist.

der/die endverbraucher(in) oder der Anbieter von Gemein-
schaftsverpflegung muss also vor Kaufabschluss und vor Abga-
be des Lebensmittels davon Kenntnis nehmen können. 

Gemäß § 2 Abs. 3 VorlLMieV kann abweichend von Abs. 2
satz 1 VorlLMieV die Angabe auch durch mündliche Auskunft
des Lebensmittelunternehmers oder eines über die Verwendung
der betreffenden Zutaten oder Verarbeitungshilfsstoffe hinrei-
chend unterrichteten Mitarbeiters erfolgen, wenn
n die in Abs. 1, zweiter Halbsatz, bezeichnete Angabe auf nach-

frage der endverbraucher(innen) diesen unverzüglich vor Kauf-
abschluss und vor Abgabe des Lebensmittels mitgeteilt wird,

n eine schriftliche dokumentation der bei der Herstellung des
jeweiligen Lebensmittels verwendeten Zutaten oder Verar-
beitungshilfsstoffe im sinne des Abs. 1, zweiter Halbsatz, vor-
liegt und

n die schriftliche dokumentation für die zuständige behörde
auch für den/die endverbraucher(in) auf nachfrage leicht
zugänglich ist.

bei dem Lebensmittel oder in einem Aushang in der Verkaufs-
stätte muss an gut sichtbarer stelle und deutlich lesbar darauf
hingewiesen werden, dass die in Abs. 1, zweiter Halbsatz, bezeich-
nete Angabe mündlich erfolgt und eine schriftliche dokumen-
tation auf nachfrage zugänglich ist. die Zustimmung des bun-
desrates zur VorlLMieV steht noch aus. Janina Bessenich

Stellv. CBP-Geschäftsführerin 

Kontakt: janina.bessenich@caritas.de

3 20 Jahre Pflegeversicherung: Neues
Gesetz dazu in Kraft getreten

seit 20 Jahren gilt eine umfassende Versicherungspflicht gegen
finanzielle risiken in einem Pflegefall. Jeder, der gesetzlich kran-
kenversichert ist, ist automatisch auch in der sozialen Pflegever-
sicherung. Auch jeder privat Krankenversicherte muss eine
 private Pflege-Pflichtversicherung abschließen. bevor die Pfle-
geversicherung eingeführt wurde, musste alle in Anspruch
genommene Hilfe selbst bezahlt werden. Wer das nicht konnte,
war auf sozialhilfe angewiesen. 

die Pflegeversicherung übernimmt seit 1995 ambulante und
teilstationäre Kosten. seit Mitte 1996 zahlt sie auch Leistungen
für die damals rund 480.000 Alten- und Pflegeheimbe woh -
ner(innen). Mittlerweile leben knapp 800.000 Menschen in
Alten- und Pflegeheimen. 1995 erhielten eine Million Pflegebe-
dürftige Leistungen aus der sozialen Pflegeversicherung, heute
sind es gut 2,6 Millionen Menschen. ihre Zahl wird weiter zuneh-
men. die bundesregierung hat daher die Pflegeversicherung
weiterentwickelt. 

Am 1. Januar 2015 ist das erste Pflegestärkungsgesetz in Kraft
getreten. damit der beitragssatz in der Pflegeversicherung auch
für künftige Generationen möglichst stabil bleibt, wird ein Pfle-
gevorsorgefonds eingerichtet. Von 2015 bis 2033 sollen 0,1 Pro-
zent der beiträge der Pflegeversicherung – das sind jährlich
1,2 Milliarden euro – in diesen Fonds fließen.

Voraussichtlich Anfang 2017 will Gesundheitsminister Her-
mann Gröhe ein zweites Pflegestärkungsgesetz vorlegen. Mit
dem Gesetz soll es fünf statt bisher drei Pflegestufen geben.
begutachtet wird dann nicht nur die körperliche, sondern auch
stärker die geistige Verfassung der Pflegebedürftigen. Ziel ist es,
deren individuellen Pflegebedürfnissen besser gerecht zu wer-
den. Weitere informationen sind unter www.bundesregierung.de
zu finden.

Teilhabe

3 Inklusion für Menschen mit
Mehrfachdiagnosen

das dominikus-ringeisen-Werk erreichen jährlich etwa 400 bis
450 Aufnahmeanfragen für stationäre Wohnformen der einglie-
derungshilfe. Viele der Anfragenden finden eine geeignete
Wohnsituation in ihrer Herkunftsregion; immer häufiger in ihrer
Heimatgemeinde beziehungsweise der nahe gelegenen Kreis-
stadt. Parallel zu dieser positiven entwicklung ist die weitgehend
ausgeblendete starke Zunahme von Anfragen von Menschen mit
intelligenzminderung und zusätzlichen stark herausfordernden
somatischen und psychiatrischen diagnosen zu beobachten. die-
ser Personenkreis stellt häufig außergewöhnliche Anforderun-
gen an sein umfeld, zum beispiel durch selbstverletzungen oder
sach- und Fremdaggression, besonders in offenen und unstruk-
turierbaren sozialen situationen. 
Psychische erkrankungen  treten bei Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten drei- bis fünfmal häufiger als in der Allgemeinbevöl-
kerung auf. ihre „psycho-so zial-emotionale Verletzlichkeit“ ist
stärker ausgeprägt. Mehr als ein Viertel der Anfragen an das
dominikus-ring eisen-Werk kommen mittlerweile
n aus anderen einrichtungen der eingliederungshilfe, die den

geeigneten betreuungsrahmen für den Klienten nicht oder
nicht mehr herstellen können und auf entlastung durch den
umzug hoffen; Ò

teilhabe
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n aus psychiatrischen Kliniken, die nach der akuten psychiatri-
schen Versorgung nach einem geeigneten dauerhaften Wohn-
platz für den Klienten suchen. Häufig wurde der vorherige
Wohnplatz während des Aufenthalts in der psychiatrischen
Klinik durch die bisherige einrichtung gekündigt. 

Angehörige und rechtliche betreuer(innen) dieser Klient(in -
n)en berichten häufig davon, dass sie bereits mehr als 20 ein-
richtungen (erst regional, dann bundesweit) angefragt haben.
Konkret gingen zum beispiel im dominikus-ringeisen-Werk
Anfragen von salzburg bis rostock und von dresden bis Karls-
ruhe für diesen Personenkreis mit mehrfachen und herausfor-
dernden diagnosen ein – Tendenz steigend.

Parallel dazu ist zu beobachten, dass die einrichtungsträger
der eingliederungshilfe für die steigende Anzahl dieser Men-
schen fachliche Konzepte und speziell ausgebildetes Fachperso-
nal benötigen, um den wachsenden Anforderungen an ihre
dienste und einrichtungen gerecht werden zu können. in den
wenigen für diesen Personenkreis ausgestatteten Wohnangebo-
ten bestehen meist lange Wartezeiten, obwohl in vielen Fällen
die aktuelle Wohnsituation dringend verändert werden müsste.
es fehlt zahlenmäßig an Wohnangeboten mit geeigneten Profi-
len in der eingliederungshilfe, die dauerhaft einen Lebensmit-
telpunkt für Menschen in diesen prekären Lebenslagen bieten
könnten. immer stärker tritt ein hoher bedarf an spezialisierten
(psychiatrischen und medizinischen) Zentren für erwachsene
mit Mehrfachdiagnosen hervor, um als unterstützende struktur
der Wohneinrichtungen diagnostik, rehabilitation und Teilha-
be der Klient(inn)en zu sichern. 

doch sind diese settings Teil „regulärer, inklusiver“ sozial-
räume? Mitarbeiter(innen) in diesen Wohnformen für Men-
schen mit Mehrfachdiagnosen sehen sich und ihre Arbeit zuneh-
mend in der Kritik und von schwindender Anerkennung
begleitet. Paradox wird es, wenn zum Teil genau diese Kriti-
ker(innen) um einen freien Wohnplatz anfragen, wenn es bei
ihnen „nicht (mehr) geht“.

innerhalb der inklusionsdebatte stößt die betreuung von
Menschen mit Mehrfachdiagnosen in der Praxis von CbP-Mit-
gliedseinrichtungen auf ebendiese Widersprüche und span-
nungsfelder, insbesondere wenn Klient(inn)en in sogenannter
geschlossener unterbringung leben und betreut werden. Zuge-
spitzt heißt dies, dass Menschen mit behinderung eingeteilt wer-
den in „inklusionsfähige“, die auch in Medien und Öffentlich-
keit zunehmend präsent sind, was ja auch gut ist. Abgegrenzt
werden jedoch scheinbar „inklusionsunfähige“ Menschen, die
von der gesellschaftlichen Öffentlichkeit nicht gesehen werden
und in den Medien nicht vorkommen – kein guter Trend.

der CbP stößt deshalb mit seiner Arbeitsgruppe Mehrfachdi-
agnosen eine wichtige fachliche und gesellschaftliche debatte an.
es gilt, über finanzielle, konzeptionelle und personelle ressourcen
nachzudenken, um gemäß den Zielvorgaben der un-behinder-
tenrechtskonvention adäquate Hilfesettings anbieten zu können. 

der CbP bildet mit der Arbeitsgruppe Mehrfachdiagnosen
künftig ein sprachrohr. er will mit Leistungsträgern sowie
beratungs- und Aufsichtsbehörden von Wohneinrichtungen ins
Gespräch kommen und die fachliche Auseinandersetzung um
verbesserte Angebotssettings für diesen Personenkreis mit
dem Hinweis auf sogenannte inklusionsanforderungen begin-
nen: steht die gesellschaftliche Teilhabe dieser Menschen des-
halb nicht zur debatte, weil die aktuell zugestandenen res-
sourcen nicht Gegenstand der diskussion werden sollen oder
dürfen?

in dieser debatte lassen sich kritische Fragen stellen, warum
Menschen mit Mehrfachdiagnosen häufig große einschränkun-
gen bei ihrer gesellschaftlichen oder beruflichen Teilhabe erfah-
ren – besonders vor dem Hintergrund der iCF-Klassifikation,
die behinderung nicht ausschließlich in der Person selbst, son-
dern in ihrem sozialen Kontext betrachtet.

das Paradigma der inklusion nimmt für sich in Anspruch, ein
umfassendes Konzept für alle bürger(innen) zu sein, aber die
bisherige öffentliche diskussion nimmt bisher Menschen mit
Mehrfachbehinderungen nicht bedingungsfrei und nachhaltig
in den blick. diese Menschen sind von der inklusions-ent-
wicklung – auch durch geschlossene unterbringung – rechtlich
faktisch ausgeschlossen. Passen Menschen mit Mehrfachdiag-
nosen also nicht in die aktuell diskutierten, vermeintlich inklu-
siven Konzepte, weil sie umfassendere settings mit einem spe-
zialisierten Personal benötigen? Wie (v)erträgt eine inklusive
Gesellschaft herausforderndes Verhalten? ist deshalb nicht
gerade dieser Personenkreis der Lackmus-Test der inklusions-
diskussion?

Hier ist der CbP gefragt, Position zu beziehen, wie Leistun-
gen für diese Personengruppe künftig sinnvoll erbracht und
finanziert werden können, denn die regel-Psychiatrie blendet
diesen Personenkreis ebenfalls weitgehend aus. das Paradigma
der inklusion will Geltung erlangen, ist aber in der bisherigen
öffentlichen und fachlichen diskussion für Menschen mit Mehr-
fachdiagnosen noch nicht angemessen und lösungsorientiert
angekommen. Martin Hieronymus 

Dominikus-Ringeisen-Werk, Anfrage- und Angebotskoordination,

 Sonderpädagoge; Case Manager (D.G.C.C.)

Kontakt: martin.hieronymus@dominikus-ringeisen-werk.de

3 Partizipation statt Teilhabe

Teilhabe ist ein sperriges Wort. im alltäglichen sprachgebrauch
kommt es eigentlich nicht vor. bei der Prüfung auf Verständ-
lichkeit würde es sicherlich als schwere sprache durchfallen. der
begriff taucht innerhalb der behindertenhilfe erstmals im Jahr
2001 mit der einführung des sGb iX auf. dieses Gesetz macht
Teilhabe abgrenzend von Fürsorge zum Leitprinzip der Leis-
tungen für Menschen mit behinderung. Konkret: Leistungsträ-
ger und Leistungserbringer arbeiten zusammen, um es Men-

teilhabe
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schen mit behinderung zu ermöglichen, am Leben in der Gesell-
schaft teilzuhaben. eigentlich soll es aber doch darum gehen,
dass Menschen am gesellschaftlichen Leben „teil-nehmen“ und
nicht nur passiv „teil-haben“. Teilnahme wäre daher der passen-
dere begriff. 

ein blick in die völkerrechtlich verbindliche englische Fas-
sung der un-brK ergibt, dass Teilhabe die Übersetzung von
„participation“ ist. dieses Wort kommt aus dem Lateinischen
und setzt sich zusammen aus dem substantiv „pars“ (Teil) und
dem Verb „capere“ (fangen, ergreifen, sich aneignen, nehmen).
es lässt sich übersetzen mit beteiligung, Teilnahme, einbezie-
hung, Mitwirkung und Mitbestimmung. dabei wird deutlich, dass
Partizipation zwei unterschiedliche dimensionen beinhaltet: die
der aktiven beteiligung (ich beteilige mich und gestalte mit) und
die des „beteiligtseins“ (ich bin beteiligt und nehme teil). damit
geht der begriff Partizipation viel weiter als seine deutsche
Übersetzung „Teilhabe“ und sollte diese ersetzen. 

Teilhabe wird häufig auch als synonym für inklusion ver-
wendet. Artikel 3c der un-brK, der „die volle und wirksame
gesellschaftliche Teilhabe (participation) und einbeziehung
(inclusion) von Menschen mit behinderungen“ fordert, ergibt
jedoch ein anderes bild. erstens bedeutet Teilhabe nicht das
Gleiche wie inklusion und zweitens steht Teilhabe im sinne akti-
ver Teilnahme und beteiligung als Ziel gleichberechtigt neben
inklusion. 

in den einrichtungen und diensten der sogenannten „behin-
dertenhilfe“ wird seit Jahren daran gearbeitet, dass Menschen
mit behinderung entsprechend ihren Fähigkeiten und Wünschen
am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. so wird zum
beispiel das ambulante Wohnangebot stark ausgebaut, werden
Komplexeinrichtungen aufgelöst, Arbeitsplätze auf dem ersten
Arbeitsmarkt erschlossen und inklusive Kindertagesstätten
geschaffen. Menschen mit komplexen bedarfen werden eben-
falls einbezogen, auch wenn gesellschaftliche Teilnahme für sie
eine andere bedeutung hat als für Menschen mit weniger hohem
bedarf. ihre Teilnahme findet eher innerhalb des geschützten
rahmens der einrichtungen statt, zum beispiel durch assistier-
te Teilnahme an organisierten Aktivitäten. Teilnahme am Leben
der Gesellschaft bedeutet nicht das Gleiche für alle, und nicht
jeder will und braucht umfassende inklusion. sie kann sogar
gefährlich für Menschen mit komplexen bedarfen sein, die dann
als nicht inkludierbarer „rest“ zu Opfern von exklusion werden
könnten.

Für die beteiligung von Menschen mit behinderung gibt es
inzwischen innerhalb des unterstützungssystems eine reihe von
strukturen. beteiligungsgremien wie bewohnervertretungen
und Werkstatträte sind rechtlich vorgeschrieben, es gibt Zufrie-
denheitsabfragen und Versammlungen von nutzer(inne)n,
beschwerdemanagement und Gruppentreffen, in denen zum
beispiel über den speiseplan und gemeinsame unternehmun-
gen beraten wird. Aber reicht das, was wir jeweils tun, schon?

Werden alle erreicht? Gibt es noch andere bereiche, in denen die
beteiligung der nutzer(innen) sinnvoll wäre? dies wären Fra-
gen für einen index für Partizipation, mit dem sich der Grad der
beteiligung messen ließe und mit dem neue entwicklungen
angestoßen werden könnten. 

die selbstvertreter(innen) der Lebenshilfe fordern „Mit uns,
für uns“. sie wollen eine aktive umfassende beteiligung. Auch
die un-brK fordert beteiligung. in Artikel 29 „Teilhabe am
politischen und öffentlichen Leben“ werden die Mitgliedstaaten
allgemein aufgefordert,

„aktiv ein umfeld zu fördern, in dem Menschen mit behin-
derungen ohne diskriminierung und gleichberechtigt mit ande-
ren wirksam und umfassend an der Gestaltung der öffentlichen
Angelegenheiten mitwirken können, und ihre Mitwirkung an
den öffentlichen Angelegenheiten zu begünstigen.“

im Hinblick auf die Leistungserbringer heißt es im sGb iX
§ 9 Abs. 3:

„Leistungen, dienste und einrichtungen lassen den Leis-
tungsberechtigten möglichst viel raum zu eigenverantwortlicher
Gestaltung ihrer Lebensumstände und fördern ihre selbstbe-
stimmung.“

beteiligung ist also zu verstehen als umfassende Mitwirkung,
eigenverantwortliche Gestaltung und selbstbestimmung. Hier
könnte eingewandt werden, dass das alles viel zu aufwendig sei
und viele behinderte Menschen dazu gar nicht in der Lage sei-
en oder unsinnige Forderungen stellen würden („Jeden Tag
schokopudding!“). im bereich der Jugendhilfe, in dem
„Partizipa tion“ in Folge der 1989 verabschiedeten un-Kinder-
rechtskonvention schon länger Thema ist, gab es ähnliche dis-
kussionen. das ergebnis war, dass beteiligung inzwischen selbst
bei ganz kleinen Kindern alters- und bedarfsgerecht umgesetzt
wird. im Zusammenhang mit dem schutz von Kindern gibt es
im sGb Viii seit 2012 sogar eine gesetzliche Verpflichtung von
einrichtungen zur Vorlage eines Partizipationskonzeptes, da
man erkannt hat, dass beteiligung Missbrauch verhindern kann.
in der Jugendhilfe wurden unterschiedlichste strukturen für
und Arten von beteiligung entwickelt. entscheidend ist dabei
nicht mehr das Ob, sondern das Wie von beteiligung. es sind
also kreative und bedarfsgerechte Lösungen gefragt. eine wich-
tige erfahrung aus der Jugendhilfe war auch, dass beteiligung
nicht von selbst und sofort gelingt. sie muss erst geübt und
gelernt werden. 

Viele einrichtungen der behindertenhilfe machen sich auf
den Weg zu mehr beteiligung der nutzer(innen). die Aktions-
pläne zur umsetzung der un-brK, die der bundesverband
evangelische behindertenhilfe (beb) zusammen mit Mitglieds-
einrichtungen innerhalb eines mehrjährigen Projektes entwi-
ckelt hat, sind ein gutes beispiel dafür. in der „Handlungsanlei-
tung – Aktionsplan des beb“ finden sich unter anderem viele
praktische ideen für die beteiligung von nutzer(inne)n. Als gute
Gründe für beteiligung werden dort genannt: Ò

teilhabe
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„sie verhindert, dass Menschen ohne behinderung in ein-
richtungen selbstverständlich annehmen, sie wüssten, was gut für
Menschen mit behinderung sei. in der Konsequenz erhöht es
die sicherheit, dass Angebote und Planungen den bedürfnissen
der nutzerinnen entsprechen … im ergebnis trägt es zu ihrem
empowerment (befähigung der/des einzelnen) bei.“ 1

umfassende beteiligung und die berücksichtigung des Wil-
lens der Menschen sind übrigens auch ein wesentliches Merk-
mal sozialraumorientierter Arbeit. Gisela Broers

Caritas-Verein Altenoythe e.V.

Kontakt: gisela.broers@caritas-altenoythe.de

Anmerkung

1. Handlungsanleitung – Aktionsplan des BeB. Berlin, 2014, S.13.

3 Für Beteiligung: eine integrative
Großküche wird gebaut

seit fast 50 Jahren engagiert sich die Kinderheilstätte nordkir-
chen für die belange und bedarfe von Menschen mit behinde-
rung. Fast doppelt so alt ist die Großküche der einrichtung im
untergeschoss eines der schulgebäude. die Küchentechnik ist
in die Jahre gekommen, der räumliche Zuschnitt ist alles ande-
re als optimal, und eine Trennung der einzelnen Funktionsbe-
reiche ist nur sehr schwer bis gar nicht möglich.

im Jahr 2013 reifte der entschluss, eine neue Küche zu pla-
nen. Wirtschaftlichkeitsberechnungen, die bedarfe in der
Gemeinde nordkirchen und Abstimmungen mit dem integra -
tionsamt bestärkten unseren entschluss, eine integrative Groß-
küche zu bauen – wenn nicht wir, wer dann? Für Menschen mit
geistiger, körperlicher sowie seelischer behinderung und psy-
chischer erkrankung und Menschen ohne behinderung wollen
wir 30 Arbeitsplätze schaffen – je zur Hälfte. Wir wollen Men-
schen mit behinderung auf dem Weg in die individuelle unab-
hängigkeit unterstützen sowie deren Fähigkeiten und die inte-
gration oder reintegration in ein Leben fördern, wie es jedem
Menschen ganz selbstverständlich zusteht. das Vertrauen in das
eigene Können soll wachsen, und Kolleg(inn)en ohne behinde-
rung geben dafür die notwendige Anleitung und sicherheit.

ein eingeschossiger baukörper auf einer Gesamtfläche von
circa 940 Quadratmetern ist geplant. Zur integrativen Großkü-

che wird eine Cafeteria mit 70 bis 80 sitzplätzen und Terrasse
gehören – ein Ort zum Abschalten, für begegnungen und
Gespräche. Mitarbeitende mit und ohne behinderung werden
Mittags- und Zwischenverpflegungen servieren. die integrative
Großküche bedient mit 1200 essen täglich unseren eigenen
bedarf sowie den fremder einrichtungen, Werkstätten, Kinder-
gärten und schulen. neben den standardmenüs werden diverse
sonderkostformen angeboten. bis zum Frühjahr 2016 soll die
integrative Küche fertig sein. Thomas Pliquett

Kaufmännischer Leiter, Kinderheilstätte Nordkirchen

Kontakt: t.pliquett@vck-gmbh.de

3 Ein Kommentar: Inklusion im
Zeichen der schwarzen Null

Warum können Träger der eingliederungshilfe trotz jahrelanger
deckelung nach wie vor gute betreuungsangebote machen? sie
haben gelernt, mit ihren knappen Mitteln effektiv zu wirtschaften.
Aber diese effektivität hat Grenzen. stationäre betreuung ist das
Produkt von Fürsorglichkeit und sparsamkeit. die ersten Hel-
fer(innen) mussten betteln und waren seither auf knappe Pflege-
sätze angewiesen. Mit den Jahren wurde aus der not eine Tugend.
in Großeinrichtungen konnten die ressourcen auch zur speziali-
sierung und differenzierung des Leistungsangebots eingesetzt
werden. und nun verlangt die inklusion eine größere dezentrali-
sierung, Gemeindenähe und Kleinteiligkeit. Mit der Zustimmung
der Träger! Aber mit dieser Kleinteiligkeit geht auch ein großer
Teil der effektivität in der Fläche verloren. betreuungsqualität,
Fachlichkeit und Ausdifferenzierung von Leistungen bleiben
damit zwangsläufig auf der strecke, solange der finanzielle rah-
men sich an großen sondereinrichtungen orientiert.

Wo liegen die Grenzen betriebswirtschaftlicher Optimierung
und was ist in einer Gesellschaft erforderlich, die sich inklusion
auf die Fahnen geschrieben hat? Wir Träger begrüßen, wenn
inklusion als Ziel gesetzt, unsere Hilfeangebote verbessert und
differenziert werden sollen. seit vielen Jahren bemühen wir uns
um mehr Teilhabe und Präsenz von Menschen mit behinderung
in der Gesellschaft. sollten wir gerade jetzt, wo dies politisch
gewollt wird, einen rückzieher machen? die ökonomische situa-
tion und nahezu jede Pflegesatzverhandlung veranlassen uns
aber, ganz anders an diese Frage heranzugehen. Was fehlt, sind

teilhabe
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CBP-Kalender

Termine Wann? Wo? Wer?

Jahreszielkonferenz der CBP-Gremien 24./25.2.2015 Fulda Alle CBP-Gremienmitglieder

Fachtag des CBP-Fachbeirats Psychiatrie: pro
und contra geschlossene Unterbringung

12.3.2015 Berlin
Leitungen und Fachkräfte in Einrichtungen und
Diensten des CBP

7. CBP-Trägerforum: Chance und
Herausforderung: Bundesteilhabegesetz.
Impulse für eine zukunftsfähige Trägerstrategie
in der Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie

17./18.6.2015
Bergisch
Gladbach

Vorstände, Geschäftsführungen und Führungs- und
Leitungskräfte in der Caritas Behindertenhilfe und
Psychiatrie

CBP-Fachtagung: Der achtsame Blick auf den
Menschen. Personenzentrierung in
Einrichtungen und Diensten. Fachtagung

22.–24.9.2015 Freiburg
Leitende Mitarbeiter(innen) sowie Fachkräfte in den
Bereichen Diagnose, Behandlung, Förderung,
Bildung, Beratung und Pflege im CBP

CBP-Mitgliederversammlung 18./19.11.2015 Berlin Vertreter(innen) der Mitgliedseinrichtungen

Bitte achten Sie auf die aktuellen Termine und Ausschreibungen auf unserer Homepage www.cbp.caritas.de

Qualitätskriterien, empirisch gesicherte bedarfsmodelle, sauber
 definierte schnittstellen hinsichtlich der Kombination der ver-
schiedenen Hilfefelder und -systeme (siehe eingliederungshilfe
und Pflege!). dafür gibt es interne und externe Vergleiche.

Jetzt tagen die Fachgremien, um die eingliederungshilfe zu
modernisieren. Mag sein, dass manche Träger vor Jahren nicht
effektiv genug waren. Mag sein, dass manches entbehrliche ent-
standen ist. das mag auch für das beschaffungswesen der bun-
deswehr oder das Wirtschaftsgebaren von straßenbauverwal-
tungen gelten. sie alle aber mussten lernen, effektiver zu
arbeiten. eines können aber weder die Verwaltungen noch unse-
re einrichtungen und Träger bewerkstelligen: die nötigen ent-
scheidungen und Priorisierungen herbeizuführen für das, was
wirklich notwendig ist.

niemand kann mehr ausgeben, als er einnimmt. diese bana-
le Wahrheit muss aber strategische und politische Konsequenzen
haben. Wenn es eine schwarze null im bundeshaushalt geben
muss, dann darf das erste Opfer nicht die Konversion zur inklu-
sion sein. es muss die Frage nach dem gestellt werden, was wirk-
lich wichtig ist, und demzufolge auch nach dem, was weniger
wichtig ist. dafür müssen Politiker(innen) Verantwortung über-
nehmen – mit dem höchsten Gut, das sie haben: der eigenen Wie-
derwahl. 

Wenn in unserer Gesellschaft weiter populistische Tendenzen
um sich greifen, mit denen die Politik die bürger(innen) besänf-
tigen will, so dient dies nicht den interessen von Menschen mit
behinderung. eine Gesellschaft, die zunehmend auf der einen
seite – dankenswerterweise – mehr inklusion verlangt, muss auf
der anderen seite bereit sein, die Kosten für dieses „Mehr“ zu
bezahlen. dies schlägt sich zum beispiel nieder in den Kosten des
umbaus, der umwandlung, der sanierung, der Verkleinerung von

Gebäuden, der Vermehrung der standorte, dem größeren Auf-
wand für Mobilität oder der Verkleinerung und damit reduk tion
der Wirtschaftlichkeit der einzelnen betriebseinheiten. Zu glau-
ben, dass effektivität und unternehmergeist all diese defizite
sozusagen mit links erwirtschaften können, ist mehr als fahrläs-
sig. Was fehlt, ist nicht nur eine erkenntnis dessen, was nötig ist
und was sich ausschließt, sondern auch ein Plan darüber, welche
Qualitäten in welchen Zeiträumen erreicht werden sollen.

Viele Träger beschäftigen sich heute vor allem mit der Frage,
wie sie geeignetes Personal für ihre Aufgaben finden werden.
nach über 30 Jahren Praxis verdichtet sich der eindruck, dass
sich die Arbeitsbedingungen in einer Weise verschärfen, die dazu
führen wird, dass das Arbeitsfeld für viele (junge) Menschen
nicht mehr attraktiv ist. und auf eines können Menschen mit
behinderung in Zukunft auf keinen Fall verzichten: auf Men-
schen, die sie betreuen und pflegen, die sich um sie kümmern
und die auch ihr berufliches engagement für sie aufzubringen
bereit sind. Jürgen Kunze

Direktor Stiftung Haus Lindenhof, Schwäbisch Gmünd

Kontakt: juergen.kunze@haus-lindenhof.de

3 Lokale Teilhabekreise treffen 
sich in Reken 

Zu einem Treffen der region nordwest sind am 6. november
2014 knapp 40 Vertreter(innen) von lokalen Teilhabekreisen
(LTK) nach reken gekommen. der einladung zum regional-
treffen waren neben den Gastgebern des LTK reken Gruppen
aus dem stift Tilbeck in Havixbeck und nottuln, aus dem Haus
st. Maria elisabeth in bad Laer, aus den Gangelter einrichtun-
gen Maria Hilf sowie von den Alexianern in Aachen gefolgt. Ò
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teilhabe

die stellvertretende bürgermeisterin von reken, brita Weis-
haupt, und Christoph Hartkamp vom lokalen Teilhabekreis hie-
ßen die Teilnehmer(innen) im rekenforum willkommen. die
initiativen förderten das bewusstsein in der Öffentlichkeit, dass
Verschieden-sein normal ist, sagte Hartkamp. durch begeg-
nungen könnten unsicherheiten beseitigt werden. 

brita Weishaupt zeigte Veranstaltungen auf, bei denen der
Teilhabekreis durch seine Mitarbeit allein in diesem Jahr begeg-
nungen von Menschen mit und ohne behinderung ermöglicht
habe. begegnungen fanden beim rekener Volkslauf, beim schüt-
zenfest des benediktushofes, der großen Frühstückstafel zum
1125-jährigen Gemeindejubiläum, der nrW-Filmnacht oder
dem großen Kinder- und Familienfest in Groß reken statt. Mit
im boot des Teilhabekreises sind bewohner(innen) und Mitar-
beitende des benediktushofes, der Verein „Leben im Alter in
reken“, der Club behinderter und ihrer Freunde (CbF) reken,
der Gemeindesportverband, die Kirchengemeinde st. Heinrich
und der Caritas-Ausschuss, die evangelische Kirchengemeinde
reken, die Farbmühle, das Haus Maria Veen sowie Mitarbei-
ter(innen) der Gemeindeverwaltung.

bei der Veranstaltung im rekenforum stellten sich alle Teil-
habekreise mit ihren Aktivitäten vor und tauschten erfahrungen
aus. sie arbeiteten in Kleingruppen und im Plenum. der reke-
ner Kreis wertete es als sichtbaren erfolg, dass die Gemeinde
reken mehrere rollstuhlfahrer(innen) aus dem benediktushof
in das Projekt „bahn-Land-Lust“ einbezogen habe. deren Mei-
nung in sachen barrierefreiheit rund um den rekener und Maria
Veener bahnhof habe bereits dazu geführt, dass bordsteine
abgesenkt und stolperfallen entfernt wurden. 

Bernhard Harborg

JG-Gruppe, Benediktushof gGmbH

Kontakt: b.harborg@benediktushof.de

3 Studie: Für geistig Behinderte ist es
noch ein langer Weg zur Teilhabe

Für Menschen mit einer geistigen behinderung ist der Weg zur
gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben nach
einschätzung der deutschen bevölkerung noch weit. das ergab
eine im november 2014 veröffentlichte studie im Auftrag der
bundesvereinigung Lebenshilfe mehr als fünf Jahre nach dem
inkrafttreten der un-behindertenrechtskonvention (un-
brK). das Ziel der repräsentativen untersuchung des instituts
für demoskopie Allensbach mit 1574 befragten war es zum
einen, die einstellungen der bevölkerung zu Menschen speziell
mit geistiger behinderung zu untersuchen. Zum anderen sollte
das Meinungsbild der bevölkerung zur beschulung von Kindern
mit geistiger behinderung erhoben werden.

der studie zufolge hat jede(r) fünfte bürger(in) (22 Prozent)
Kontakt zu Menschen mit einer geistigen behinderung, sei es in
der eigenen Familie, dem Verwandten- oder bekanntenkreis.
einem Großteil der bevölkerung ist die un-brK als Auslöser
für die inklusionsdebatte weitgehend unbekannt. nur 22 Prozent
der bevölkerung haben von der un-brK gehört. im Mai 2011
waren es 14 Prozent.

Aus sicht der befragten sind Menschen mit geistiger be -
hinderung in erster Linie „hilfsbedürftig“ (88 Prozent). An 
zweiter stelle folgt mit 57 Prozent der begriff „lebensfroh“,
knapp dahinter liegen „ausgegrenzt“ und „Mitleid“ mit jeweils
56 Prozent. Jede(r) zweite bürger(in) denkt an berührungs-
ängste. nur wenige glauben, dass Menschen mit geistiger behin-
derung „selbstständig“ oder „gut integriert“ (jeweils 18 Prozent)
sind. Personen, die in ihrem umfeld Menschen mit einer 
geistigen behinderung kennen, nennen diese positiven begriffe
häufiger. 

Die Teilhabekreise stellten sich dem Plenum vor. Angelika Müller von der Gemeindeverwaltung Reken und
Christoph Hartkamp vom Benediktushof Maria Veen beim
Treffen der Teilhabekreise in Reken.
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die bevölkerung ist ganz überwiegend der Auffassung, dass
Menschen mit einer geistigen behinderung nur eingeschränkt am
gesellschaftlichen Leben teilhaben können. bei der Freizeitge-
staltung (sport, kulturelle Aktivitäten) gehen immerhin 19 Pro-
zent der befragten davon aus, dass dies uneingeschränkt möglich
ist. die große Mehrheit (62 Prozent) glaubt aber, dass die Teilha-
be in diesem bereich nur eingeschränkt möglich ist. nur 14 Pro-
zent halten es für kaum oder gar nicht möglich, dass Menschen
mit geistiger behinderung ihre Freizeit selbst gestalten.

die diskussion um schulische inklusion von Kindern mit
geistiger behinderung haben weite Teile der bevölkerung
(77 Prozent) zumindest am rande mitbekommen. 20 Prozent der
bürger(innen) verfolgen die debatte um schulische inklusion
näher. 66 Prozent haben große Zweifel daran, ob schulen aus-
reichend darauf vorbereitet sind, schüler(innen) mit behinde-
rung zu integrieren. Corinna Lerbs

Referentin im CBP

Kontakt: corinna.lerbs@caritas.de

Psychiatrie

3 CBP-Fachtag zur 
geschlossenen Einrichtung 

die professionelle Arbeit im Kontext einer geschlossenen ein-
richtung für Menschen mit psychischer erkrankung und behin-
derung stellt die beteiligten vor eine Vielzahl gravierender Pro-
bleme. das gilt in besonderer Weise für die betreuungskräfte. ihr
Auftrag heißt „professionelle begegnung“, begegnung in einem
von innen wie von außen kritisch befragten Kontext.

Gefragt wird nach der Legitimität der Machtausübung im
geschlossenen setting, juristisch wie ethisch. Gefragt wird
danach, warum sich viele Träger der sozialpsychiatrie und behin-
dertenhilfe den schwierigsten Klient(inn)en verweigern, mit dem
effekt, dass sich überregional Großasyle bilden ohne jeden so -
zialräumlichen bezug. Kritisch hinterfragt wird von den
Klient(inn)en das unterstützungsangebot; es wird als übergrif-
fig oder irrelevant erfahren. und weil professionelle Arbeit,
zumindest gute professionelle Arbeit, selbstreflexiv ist, wird
danach gefragt, wie denn im Kontext der unfreiwilligkeit frucht-
bare begegnungen mit den Klient(inn)en gelingen können.

diese letzte Frage wird allerdings eher selten gestellt. Men-
schenrechtliche, juristische, ethisch motivierte Fragestellungen
dominieren die szene. damit soll nicht die dringende notwen-
digkeit dieser Anfragen in Zweifel gezogen werden. die behaup-
tung, dass es Klient(inn)en gibt, deren unterstützung aus heuti-
ger fachlicher sicht einen vorübergehend geschlossenen
rahmen benötigt, ist selbstverständlich und dauerhaft auf dem
berechtigungsprüfstein. der Fachbeirat Psychiatrie hat dazu im
Mai 2013 eine erste Tagung organisiert und hat sich innerhalb
des CbP-readers zur un-behindertenrechtskonvention des

Themas Gewalt explizit angenommen. Allein – mit der Meta -
reflexion ist es nicht getan.

Katholische Träger der behindertenhilfe und Psychiatrie stel-
len sich regional der Verantwortung für die „schwierigsten“, die
„systemsprenger“. Manche der Träger betreiben geschlossene
einrichtungen. und dort handelt nur verantwortlich, wer sich um
fachlichen Fortschritt, um konzeptionelle Weiterentwicklung, um
professionellen Austausch bemüht. der neusser Fachtag am
30.  Oktober 2014 mit dem Titel „Geschlossen! unfreiwillig!?
beziehung? – eine Herausforderung für die sozialpsychiatrie“
hatte genau dieses Ziel.

es ging im ersten schritt um eine mehrdimensionale selbst-
vergewisserung. dazu dienten drei Fachexpertisen aus Krefeld
(aus der sicht des begleitenden Psychiaters), aus Gangelt (aus
Leitungssicht) und aus neuss (aus der Perspektive der Klienten-
und Teamberatung). sie versuchten sich in Antworten auf fol-
gende Fragen:
n Mit welchen Klient(inn)en wird dort gearbeitet?
n Welche Konzepte sind handlungsleitend?
n Wie wird die nachfrage beurteilt?
n Welche besonderen Herausforderungen stellen sich den

 Mitarbeitenden im Alltag?
im Mittelpunkt des neusser Fachtages stand dann die Frage, wie
die Chancen zum Aufbau förderlicher begegnungen in den
geschlossenen einrichtungen verbessert werden können. Wie
relevant diese Frage ist, belegte eine befragung von Mitarbei-
tenden in neuss. immer wieder wurde dort von festgefahrenen
betreuungssituationen, von vergeblichen oder verunglückten
beziehungsangeboten und von Hilflosigkeit der unterstützer
angesichts eines Klientenverhaltens berichtet, das Probleme
eher mehrt und Lebensqualität schmälert.

Wie also geht konstruktive, förderliche, fruchtbare begeg-
nung in einem Kontext, der zumindest auf den ersten blick wenig
einladend erscheint, solche begegnung zu erschließen? domi-
nierend im begegnungsraum einer geschlossenen Wohneinrich-
tung sind immer wieder eher festgefügte Wirklichkeitskonstruk-
te nach dem Motto „ich benötige (als Klient) keine Hilfe, die mir
aufgezwungen wird“ oder „diese Klientin ist unverbesserlich
destruktiv im umgang mit mir (als unterstützer) und mit mei-
nem unterstützungsangebot“. unter solchen Vorzeichen hat
sich der Fachbeirat Psychiatrie in der Caritas mit dem neusser
Fachtag auf den Weg gemacht, in Vorträgen und kollegialen
Gesprächen die benannten einengenden sehweisen zu hinter-
fragen und eine sicht mit höherem Freiheitsgrad anzuregen. der
amerikanische Psychiater Milton erickson spricht von einem
gestörten bezug zwischen Personen, wenn Wirklichkeitsge-
wohnheiten („conscious mind“) beibehalten werden, obwohl sie
zur entwicklung von Problemen und zur Minderung von
Lebensqualität beitragen. das gilt gleichermaßen für
Klient(inn)en wie für ihre unterstützer(innen). Gesucht wird
daher eine neue professionelle distanz, die neuigkeitswert hat
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im beziehungsgeschehen, die zum Tradierten einen unterschied
setzt. in der sprache der systemtheorie könnte man formulie-
ren: Wie wird aus einer begegnung ohne relevanz eine mit nut-
zen? Wie geht professionelle Ankopplung? 

Genau hier setzte der Vortrag des systemischen beraters
Lothar Hellenthal an. Hilfreich insbesondere seine einlassun-
gen zur sogenannten „strukturellen Koppelung“. die system-
theorie geht davon aus, dass systeme (hier psychische systeme)
zunächst grundsätzlich füreinander geschlossen sind, autonome
Welten also, in die nicht (zum beispiel durch betreuer oder Ärz-
te) nach belieben hineingesteuert werden kann. in Kontakt
kommen die (psychischen) systeme – im Prozess der strukturel-
len Koppelung – nur dann, wenn die botschaften „aus der 
Fremde“ für den Klienten als subjektiv relevant, interessant,
bedeutsam aufgenommen werden. diese Perspektive macht
bescheiden. es liegt nicht länger in der Macht des betreuers, zu
seinen Klient(inn)en eine förderliche beziehung „herzustellen“,
möglich ist „nur“ die einladung dazu. deren schicksal wird
anderenorts entschieden. und eminent wichtig wird dann die
beweglichkeit des einladenden, sein Angebot so lange zu vari-
ieren, sich auf innovation, auf unbekanntes Terrain einzulassen,
bis die einladung angenommen wird. im Hilfeplan könnte
zukünftig dann stehen: „ich bemühe mich, Frau X erfolg -
reich dazu einzuladen, mit meiner unterstützung alternative
Wirklichkeitskonstruktionen experimentell auszuprobieren,
innerhalb derer für sie eine subjektiv höhere Lebensqualität 
entsteht.“ Wilfried Gaul-Canjé 

Vorstandsmitglied Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie

Kontakt: w.gaul@ak-neuss.de

Aus dem Verband

3 CBP-Mitgliederversammlung 
in Paderborn

Thematischer schwerpunkt der CbP-Mitgliederversammlung
am 12./13. november 2014 in Paderborn war die Weiter -
entwicklung der eingliederungshilfe zu einem neuen bundes-
teilhabegesetz. Für die umsetzung des bundesteilhabe   -
gesetzes hat der CbP-Vorstand neun Kernpunkte formuliert,
die auf der Mitgliederversammlung breite unterstützung
gefunden haben. der CbP setzt sich für ein modernes Teil -
haberecht für Menschen mit behinderung ein, das notwendige
reformen durchsetzt, deutliche Verbesserungen im sinne 
von mehr Teilhabe und selbstbestimmung realisiert und sich 
an den Zielen der un-behindertenrechtskonvention orien-
tiert.

nach den regularien im fachlichen Teil der Mitgliederver-
sammlung diskutierten hochrangige referent(inn)en das künf-
tige bundesteilhabegesetz für Menschen mit behinderung:
Zum bundesteilhabegesetz mit berücksichtigung der schnitt-
stellen zwischen Pflege und eingliederungshilfe sprach Gerd
Künzel, Präsidiumsmitglied im drK-Landesverband branden-
burg. Aus sicht der bundesarbeitsgemeinschaft der überörtli-
chen sozialhilfeträger positionierte sich der Vorsitzende Mat-
thias Münning (siehe Foto unten links). Michael Conty,
Vorstand des beb, formulierte erwartungen aus sicht der Leis-
tungserbringer. Mit bezug auf die Koalitionsvereinbarungen
kündigte rolf schmachtenberg vom bundesministerium für

psychiatrie

Rolf Schmachtenberg vom Bundesministerium für Arbeit
und Soziales will Teilhabe verbessern.

Matthias Münning sprach für die Bundesarbeits -
gemeinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger.
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Arbeit und soziales eine entlastung der kommunalen Haus-
halte an wie auch verbesserte Teilhabeleistungen für Menschen
mit behinderung (siehe Foto links).

im Vorfeld der Mitgliederversammlung, am Vormittag des
12. november 2014, fand die Wahl des CbP-Angehörigenbeirats
statt. 

die sieben neu gewählten Mitglieder stellten sich in der Mit-
gliederversammlung vor: Gerold Abrahamczik ist sprecher des
Angehörigenbeirates. bernhard Hellner ist stellvertretender
sprecher. Christine Tinnefeld ist schriftführerin. Weitere Mit-
glieder des beirates sind robert bösl, Klemens Kienz, beate
ragnit und Monika rüschenbeck. in dieser und der nächsten
Ausgabe der CbP-info stellen sich die Mitglieder des neuen
Angehörigenbeirates vor. cl

3 Der CBP-Angehörigenbeirat 
stellt sich vor

GEROLD ABRAHAMCZIK, verheiratet, zwei

Kinder (ein leibliches und ein Pflegekind) 

unser Pflegesohn ist schwermehrfachbehin-
dert und lebt seit seinem zehnten Lebensmo-
nat in unserer Familie. er wird im Januar
22  Jahre alt, besucht seit sommer 2014 die
Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM)
und ist dort in einer Gruppe mit besonderem
betreuungsbedarf. 

ehrenamtlich engagiert war ich im elternrat der erich-Käst-
ner-schule, einer Tagesbildungsstätte des Andreaswerkes Vech-
ta, zuletzt als Vorsitzender. Außerdem bin ich im sprecherkreis
der Landesarbeitsgemeinschaft der Angehörigenvertretungen in
Caritaseinrichtungen der behindertenhilfe in niedersachsen.

Was war meine Motivation, für den CBP-Angehörigenbeirat

zu kandidieren? 

in der behindertenhilfe befindet sich vieles im umbruch. Mit dem
geplanten bundesteilhabegesetz soll die eingliederungshilfe neu
organisiert und gestaltet werden. da viele Menschen mit behin-
derung, vor allem solche mit schwerstmehrfacher behinderung,
hier ihre Wünsche und Forderungen nicht artikulieren können, ist
es an den Angehörigen, sich in diese Prozesse einzubringen.

sowohl in meiner beruflichen Tätigkeit im bereich der behin-
dertenhilfe als auch in meiner ehrenamtlichen Angehörigenarbeit
habe ich dabei die erfahrung gemacht, dass betroffene und ihre
Angehörigen zusammen mit den einrichtungen bei vielen Frage-
stellungen „im gleichen boot sitzen“ und sich bei der Verfolgung
und erreichung politischer und strategischer Ziele ergänzen kön-
nen. ich möchte mich deshalb in den politischen Gestaltungspro-
zess einbringen, die umsetzung neuer rechtlicher und finanzieller
Vorgaben auf Verbands- und einrichtungsebene begleiten und die-
se im sinne der betroffenen und ihrer Angehörigen unterstützen.

diese Arbeit scheint mir auch deshalb wichtig, da in der dis-
kussion um das bundesteilhabegesetz nicht nur die Frage nach
den rahmenbedingungen und damit der Qualität der Leistun-
gen in den einrichtungen gestellt wird, sondern auch die finan-
zielle beteiligung der Angehörigen bei den Hilfen zum Lebens-
unterhalt und vielleicht auch bei den Fachleistungen nicht
ausgeschlossen scheint. die Zuordnung der „Hilfe zum Lebens-
unterhalt“ zur sozialhilfe diskriminiert dabei Menschen mit
behinderung und macht es für eltern noch schwieriger, sich für
ein behindertes Kind zu entscheiden. diese Fehlentwicklung
möglichst zu verhindern und die betroffenheit der Angehörigen
im politischen diskussionsprozess zu vermitteln war deshalb
eine weitere Motivation für meine Kandidatur im CbP-Ange-
hörigenbeirat. Ò
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verband

CBP-Vorsitzender Johannes Magin begrüßt die Angehö -
rigenvertreter kurz vor der Wahl des Angehörigenbeirats.
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Der neu gewählte Angehörigenbeirat mit Johannes Magin
(2. v. l.).

Fo
to

: 
C

or
in

na
 L

er
b

s



12 CBP – Info 1 • Februar 2015

Welche Ziele möchte ich im CBP-Angehörigenbeirat errei-

chen?

bei der umsetzung der schulischen inklusion in niedersachsen
mussten wir erleben, dass die Angehörigen viel zu spät auf die
anstehende Gesetzesänderung aufmerksam wurden. sie konn-
ten deshalb nicht mehr angemessen reagieren und zum beispiel
die politischen Vertreter(innen) auf Fehlentwicklungen so
 ausreichend hinweisen, dass es noch zu Änderungen im Gesetz-
gebungsverfahren kommen konnte. dies darf bei der neuaus-
richtung der eingliederungshilfe durch das anstehende bundes-
teilhabegesetz nicht noch einmal passieren.

Vorrangiges Ziel im CbP-Angehörigenbeirat ist für mich
daher der Wissenstransfer in beide richtungen, also von der Ver-
bandsebene zu den Angehörigen und von diesen in die einrich-
tungen und den CbP. so muss der CbP um die Wünsche,
befürchtungen und sorgen der betroffenen und ihrer Angehö-
rigen wissen und diese müssen frühzeitig über anstehende Ver-
änderungen informiert sein. Ziel der Arbeit im CbP-Angehöri-
genbeirat muss aus meiner sicht daher sein, die sichtweisen der
Angehörigen in die behindertenarbeit des CbP auf allen ebe-
nen einfließen zu lassen und den CbP in diesem sinne in seiner
politischen Arbeit zu unterstützen. Hierzu muss auch der beirat
politisch aktiv werden. Zugleich erhoffe ich mir die unterstüt-
zung des CbP bei der erfassung neuer entwicklungen und sach-
verhalte und bei der information der Angehörigen hierüber.

Aus Gesprächen mit einzelnen Vorstandsmitgliedern ent-
nehme ich, dass der Angehörigenbeirat im CbP sehr willkom-
men ist, und ich bin zuversichtlich, dass es zu einem guten und
konstruktiven Miteinander kommen wird. in diesem sinne freue
ich mich auf die Zusammenarbeit mit dem CbP und die Arbeit
im Angehörigenbeirat und wünsche uns allen hierbei viel erfolg
und gutes Gelingen.

MONIKA RÜSCHENBECK, geboren 1956

in Erwitte/Völlinghausen (NRW) und

 Mutter eines schwerbehinderten Sohnes

im Alter von 41 Jahren

Was war meine Motivation, für den CBP-

Angehörigenbeirat zu kandidieren?

seit mehr als 30 Jahren bin ich Ansprech-
partnerin für Angehörige von Menschen mit
behinderung. im Christophorus-Wohnheim

in ennigerloh wurde ich schon vor Jahren als Angehörigenspre-
cherin gewählt, für die WfbM in Freckenhorst bin ich ebenfalls
Angehörigenvertreterin. Als gewählte sprecherin vertrete ich
die diözesanarbeitsgemeinschaft der Angehörigenvertretung in
Caritaseinrichtungen der behindertenhilfe in der diözese
Münster (dACb). seit beginn der Arbeit auf bundesebene
(bACb) bin ich als aktives Mitglied beteiligt, von 2008 bis 2014
auch als Vorstandsmitglied.

Aus jahrelanger erfahrung weiß ich, dass behinderte Men-
schen und ihre Angehörigen unterstützung und Hilfe brauchen.
Ganz besonders die Menschen mit schwersten beeinträchti-
gung, denn sie sind die schwächsten Mitglieder unserer Gesell-
schaft. Mit der inklusion sind wir auf einem guten Weg, aber
nicht alle können diesen Weg mitgehen.

Welche Ziele möchte ich im CBP-Angehörigenbeirat errei-

chen? 

das bundesteilhabegeld ist noch in der entstehung. Meine
Hoffnung ist, dass wir die bedürfnisse und Anliegen derer, für
die wir Angehörige sprechen, einbringen können. niemand ist
so nah an den behinderten Menschen wie wir. Aus eigener und
aus den erfahrungen vieler Angehöriger können und wollen wir
einen guten beitrag leisten. durch die Zustimmung der CbP-
Mitglieder zur berufung und einrichtung eines Angehörigen-
beirates beim Verband werden Angehörigenvertreter(innen)
legitimiert, ihre stimme zu erheben, und hoffen darauf, Gehör
zu finden.

BERNHARD HELLNER

Was war meine Motivation, für den

CBP-Angehörigenbeirat zu kandidie-

ren?

Meine Motivation für eine Mitgliedschaft
im Angehörigenbeirat liegt vor allem in
der betreuung meines bruders als gesetz-
licher betreuer begründet. Mein bruder
wohnt in der Caritas Wohn- und Förder-
stätte Julius von Pflug in Teuchern ctm
(sachsen-Anhalt). seit 2003 gehöre ich der Angehörigenvertre-
tung der einrichtung an, deren Vorsitz ich wahrnehme. das heißt,
die interessen der Angehörigen von behinderten Menschen, die
sich selbst nicht vertreten können, ist eine Herzensangelegenheit.
deshalb bin ich zusätzlich sowohl in der diözesanarbeitsgemein-
schaft der Angehörigenvertreter in Magdeburg (dACb) als auch
als delegierter in der bundesarbeitsgemeinschaft der Angehöri-
genvertretungen in Caritaseinrichtungen der behindertenhilfe
(bACb) organisiert. Mein „Ja“ zum Angehörigenbeirat beim
CbP ist Ausfluss meiner bemühungen zum Verständnis der Fra-
gen und Probleme sowie deren beantwortung und Lösung, die die
Angehörigen und gesetzlichen betreuer(innen) in den einrich-
tungen und der Öffentlichkeit betreffen.

Welche Ziele möchte ich im CBP-Angehörigenbeirat errei-

chen? 

Aus dem Vorgenannten ergeben sich meine Ziele im beirat: die
Aufnahme von informationen von den Angehörigen aus den
einrichtungen und der politischen situa tion in der region und
dem bundesland sowie die unterstützung bei der umsetzung
der beschlüsse des CbP. 

verband
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ein weiteres Ziel ist das einbringen von Vorschlägen in Vorbe-
reitung von beschlüssen oder Verlautbarungen des CbP zur
behindertenhilfe, die für die Angehörigen von besonderer
bedeutung sind, wie zum beispiel gegenwärtig zu inhalten des
zukünftigen bundesteilhabegesetzes.

BEATE RAGNIT

Eines meiner mittlerweile erwachse-

nen Kinder ist in den Ulrichswerkstät-

ten, einer Einrichtung der Caritas

Augsburg Betriebsträger (CAB)

gGmbH, seit über zehn Jahren

beschäftigt. Von Beruf bin ich Lehre-

rin und arbeite an einer Grundschule.

Nebenbei engagiere ich mich in der

Selbsthilfe und bin seit sieben Jahren

erste Vorsitzende des Vereins der Angehörigen psychisch

Kranker Augsburg. 

Was war meine Motivation, für den Angehörigenbeirat zu

kandidieren? 

in erster Linie ist es die persönliche betroffenheit aufgrund der
psychischen erkrankung eines Familienmitgliedes, aber auch die
bereitschaft, für andere, die in ähnlicher Lage sind, etwas zu tun.
im Gremium sollte ein Angehöriger sein, der die belange psy-
chisch Kranker und behinderter und von deren Familien ver-
tritt. nun mag man denken, da gibt es doch die selbsthilfe-Orga-
nisation der Psychiatrie-erfahrenen, die ihre eigenen interessen
vertreten können. Aber diese Aktivitäten sind auf den Perso-
nenkreis der fitteren erfahrenen gerichtet. Mir geht es besonders
um die Menschen, die durch die schwere ihrer erkrankung in
ihrer gewohnten sozialen Kompetenz beeinträchtigt sind und
sich nicht mit dem unrecht, das ihnen geschieht, auseinander-
setzen. Viele psychisch erkrankte können nie oder nur einen
geringen rentenanspruch erwerben und sind auf soziale siche-
rungssysteme angewiesen, die in steter Veränderung sind. Hier-
bei sehe ich im beirat ein instrument, gemeinsam mit anderen
Gruppierungen tätig zu werden. 

Für welche Ziele möchte ich mich im CBP-Angehörigenbei-

rat einsetzen?

darüber fanden wir neu Gewählten gleich einen Konsens. es
besteht die sorge, dass es durch das neue bundesteilhabegesetz
insbesondere um die Kostenumverteilung zwischen Kommunen
und bund geht und weniger um tatsächliche Verbesserungen für
behinderte Menschen. es widersprechen sich der Grundsatz,
dass keine Mehrkosten entstehen sollen, und die Forderungen,
die sich aus der un-behindertenrechtskonvention ableiten. Mir
ist es wichtig, auch geistig und psychisch behinderte Menschen
im blick zu behalten, da es viel um spezifische Themen körper-
behinderter Menschen geht. eltern von dauerhaft voll erwerbs-

geminderten behinderten nach sGb Xii 4. Kapitel sollen auch
dauerhaften vollen Anspruch auf Kindergeld ohne nachweis-
verbindlichkeiten bekommen. Wir Mitglieder im beirat sind uns
einig, dass wir uns zuallererst mit diesen wesentlichen neuerun-
gen auseinandersetzen und stellung beziehen. und wenn die
Karten neu gemischt werden, ist es mein Anliegen, dass trotz des
Kostenfaktors ambulante Versorgungsysteme für psychisch
Kranke erhalten bleiben und Hilfesysteme sich weiterentwi-
ckeln. der ruf nach mehr integration und Teilhabe am Arbeits-
leben und nach Orientierung an den ressourcen der psychisch
beeinträchtigten Menschen ist grundsätzlich gut, die „verordne-
te“ inklusion darf sie aber nicht überfordern. die entwicklung
von ambulanten betreuungsnetzwerken unter beteiligung von
Privatunternehmen halte ich für heikel. es braucht die Wohl-
fahrtsverbände, den Fachverband der CbP, der es sich zur Auf-
gabe gemacht hat, ideen zu entwickeln, und der diese ideen und
Kenntnisse weitergibt. Angehörige wurden vom CbP ins boot
geholt und sollen verstärkt Gehör finden. das deckt sich mit mei-
nem generellen Ziel: jene seite, die den professionell Tätigen
verborgen bleibt, die sicht der Angehörigen in Planungen und
entscheidungen einzubeziehen. 

Menschen im Verband

3 Hermann Tränkle ausgezeichnet

Hermann J. Tränkle, kaufmännischer Leiter des st. Josefshauses,
ist mit der höchsten Auszeichnung des CbP, dem relief der
emmaus-Jünger, ausgezeichnet worden. ihm wurde das relief
für seine „herausragenden Verdienste in der Caritas behinder-
tenhilfe und Psychiatrie verliehen“.

Tränkle ist seit 1994 für das st. Josefshaus im Verband aktiv.
im Jahre 2000 wurde er Vorsitzender des Ausschusses Wirtschaft
und Finanzen. der Ausschuss berät innerhalb des bundesver-
bandes alle wirtschaftspolitischen Fragen im bereich der behin-
dertenhilfe und Psychiatrie. 

verband

Hermann Tränkle freut sich über das Emmaus-Relief, das
er für seine herausragenden Verdienste im CBP erhält.
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3 Rainer Kern ausgezeichnet 
und verabschiedet

die höchste Auszeichnung für verbandliches engagement im
CbP, das emmaus-relief, wurde ebenfalls rainer Kern als dank
für sein langjähriges verbandliches engagement von CbP-
Geschäftsführer Thorsten Hinz überreicht. Am 3. dezember
2014 wurde rainer Kern, langjähriger Leiter der Abteilung
Wohnen und beratung des Caritasverbandes Freiburg-stadt, in
den ruhestand verabschiedet. im CbP war rainer Kern von
2001 bis 2010 Vorsitzender des Ausschusses Wohnen und
Lebensgestaltung. durch seine Arbeit hat er den Verband in sei-
ner Weiterentwicklung wesentlich begleitet und geprägt. er
steht für die mutige Öffnung von stationären hin zu ambulanten
und dezentralen Wohnangeboten. 

International

3 Inklusive Schule von Anna Mollel 
in Tansania erweitert

die inklusive Vor- und Grundschule, die die Caritas-Mitarbeite-
rin Anna Mollel im Jahr 2009 in Arusha/ Tansania für Kinder mit
und ohne behinderung gegründet hatte, konnte erweitert wer-
den. in ihrem Weihnachtsbrief 2014 dankte Anna Mollel nun
dem Caritasverband und allen weiteren Förderern. die schule
wurde im Jahr 2012 mit dem Weltkinderpreis ausgezeichnet. Mit
den Preisgeldern sowie durch zahlreiche unterstützer(innen)
aus deutschland konnte die inklusive schule ausgebaut und mit

Lernmitteln versorgt werden; die Lehrergehälter konnten auf-
gestockt werden. die Teilnehmer(innen) der zweiten CbP-
Fachreise hatten die Grundschule im Jahr 2014 besucht. hi

Fort- und Weiterbildung

3Unternehmen der Behindertenhilfe
und Psychiatrie erfolgreich führen

der Kurs in sechs Abschnitten beginnt mit dem einführungs-
workshop vom 1. bis 3. Juli 2015 in Freiburg. Zum achten Mal
bietet die Fortbildungs-Akademie in Kooperation mit dem
CbP den Kurs „unternehmen der katholischen behinderten-
hilfe und Psychiatrie erfolgreich führen“ an. im Mittelpunkt
steht die (Weiter-)entwicklung der Führungskompetenzen, die
Auseinandersetzung mit der eigenen Person, der institution
und dem sozialpolitischen umfeld. die Teilnehmenden entwi-
ckeln ein klares Führungs- und rollenprofil, reflektieren ihre

Zielvorstellungen und setzen sich mit Wertfragen auseinander. 
das Kursangebot richtet sich an Führungskräfte, die mit dem

strategischen Management betraut sind (siehe www.fak.
caritas.de, „Veranstaltungen“). Gabriele Ruck

Dozentin, Fortbildungs-Akademie des DCV

E-Mail: gabriele.ruck@caritas.de

Sport

3 Special Olympics Inzell 2015

„Gemeinsam stark“ lautet das Motto der special Olympics
inzell 2015. Vom 2. bis 5. März 2015 gehen rund 800
Athlet(inn)en im Wintersportort inzell an den start. die natio-
nalen spiele für Menschen mit geistiger und mehrfacher behin-
derung finden in neun sportarten statt.

Weitere informationen finden sie unter: www.specialolym-
pics.de/inzell2015/

Caritas-Kampagne 2015

3 Stadt – Land – Zukunft. Hilf mit, 
den Wandel zu gestalten!

unter dem Motto „stadt – Land – Zukunft“ beschäftigt sich die
Kampagne des deutschen Caritasverbandes in diesem Jahr mit
den Auswirkungen des demografischen Wandels. nach berech-
nungen des statistischen bundesamtes wird die bevölkerung bis
zum Jahr 2060 von heute etwa 82 Millionen Menschen auf dann
rund 65 bis 70 Millionen Menschen sinken.

die Caritas-Kampagne 2015 beleuchtet konkret die Verän-
derungen im ländlichen raum. da in deutschland ländlicher

verband

Rainer Kern (l.) erhält von Thorsten Hinz ebenfalls die
höchste Auszeichnung des CBP, das Emmaus-Relief.
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und städtischer raum eng verwoben sind, können Lösungen
auch nur im Miteinander gefunden werden. 

Für die Öffentlichkeitsarbeit können unter anderem Plakate
genutzt werden, die auf der Kampagnenwebsite www.stadt-land-
zukunft.de einsehbar sind. Auf den vier Plakaten sieht man länd-
liche szenen, die aus einer Werbezeitschrift für das Landleben
stammen könnten. Wer jedoch die Überschriften liest, erkennt
die Kehrseite der idylle. Wie breit und verschieden die Aufgaben
sind, verdeutlichen die Motive: Ärztemangel, verlassene immo-
bilien, Vereine mit nachwuchssorgen oder der fehlende ÖPnV –
Themen, die existenziell für die Lebensqualität sind. der Wan-
del muss gestaltet werden.

Kreativität, Förderung und Vernetzung sind die schlüssel zur
bewältigung dieser Herausforderungen. dies kommt in vielen
studien zum Ausdruck. Wenn Kinder weniger werden, ein-
kaufsläden wegen umsatzeinbußen schließen oder der Landarzt
in Pension geht, muss die dorfgemeinschaft überlegen, was sie
gemeinsam tun kann. erfolgreiche Projekte zeigen, dass das
Land in manchem schon weiter ist als die stadt. Zum einen dürf-
te die Grundmentalität des Zupackens eine rolle spielen.
schließlich galt auch schon früher auf dem Land: Wenn wir es
nicht in die Hand nehmen, passiert nichts. Zum anderen ist der
druck in manchen Gegenden deutschlands bereits entspre-
chend groß. 

die Caritas-Kampagne 2015 lädt ein, Probleme, ideen und
Lösungen auszutauschen und miteinander in den dialog zu kom-
men. besonders wichtig ist, dass die Verbände und einrichtun-
gen ihre ländlichen Projekte zum demografischen Wandel auf
der Homepage einstellen und mitdiskutieren. dabei können sich
gerne Projektträger beteiligen, die nicht originär aus der Caritas
und ihren Mitgliedsverbänden stammen. Kampagnen-Motive
erhalten sie unter www.stadt-land-zukunft .de („Material“). cl

Literaturtipps

Inklusion und Exklusion – Bedingungen für Teilhabe von

Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen

die Publikation ist das resultat einer Fachtagung des deutschen
roten Kreuzes (drK) und des instituts Mensch, ethik, Wissen-
schaft, berlin, aus dem Jahr 2013. sie beschäftigt sich mit der Fra-
ge, welche rahmenbedingungen und unterstützungsformen
Menschen mit psychischen beeinträchtigungen zur Wahrneh-
mung ihrer gesellschaftlichen Teilhabe benötigen. Wichtig war
dabei, insbesondere Menschen mit psychischen beeinträchti-
gungen selbst zu Wort kommen zu lassen und erfahrungen und
stimmen aus der Praxis vor Ort einzubinden. 
Kostenfrei zu bestellen beim drK, Juliane Jacoby, e-Mail:
 jacobyj@drk.de, Tel. 030/85404-125. 

aktuell

WER DAS LAND LIEBT, 
KOMMT NICHT MEHR 
DAVON LOS. ZUMINDEST 
NICHT MIT DEM BUS.
HILF MIT, DEN WANDEL ZU GESTALTEN! stadt-land-zukunft.de

BBDO Düsseldorf, Foto: Christian Schoppe
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aktuell

NACHGEDACHT

In der hochrangigen Ar-

beitsgruppe zum Bundes-

teilhabegesetz beim Bun-

desministerium für Arbeit und Soziales wurde am 10. Dezem-

ber 2014 über die Themen Leistungserbringungsrecht und

Vertragsrecht diskutiert – Bereiche, die für die Zukunft der

CBP-Mitglieder zentrale Wirkung haben. In der Vorlage des

Ministeriums stand nachfolgender Satz: „Den Trägern der Ein-

gliederungshilfe wird die Möglichkeit eingeräumt, eine eigene

Bedarfsplanung von Leistungsangeboten zur Sicherung einer

bedarfsgerechten Leistungserbringung durchzuführen.“ Aus

Sicht der Caritas deutet sich hier die massive Gefahr an, dass

über die Einführung einer Bedarfsplanung für Leistungsange-

bote in der Eingliederungshilfe das bislang geltende Leis-

tungsgeschehen innerhalb des sozialrechtlichen Dreiecks zu-

gunsten von Ausschreibung und Vergabe aufgegeben werden

könnte. Dabei würde der Leistungsträger nach Bedarfsprü-

fung entscheiden können, welche Leistungserbringer er zu-

lässt und – insofern aus seiner Sicht der Bedarf gedeckt ist –

welche nicht. Ein hierfür rechtssicherer Raum könnte durch

das Vergaberecht hergestellt werden. Die Steuerung des Leis-

tungsgeschehens läge dann ganz in der Hand des Leistungs-

trägers, und sowohl Leistungsberechtigter als auch Leis-

tungserbringer bekämen Statistenrollen. 

Aus Sicht des CBP ist es gänzlich unverständlich, an dieser

Stelle das sozialrechtliche Dreiecksverhältnis aushebeln oder

gar aufgeben zu wollen. Das Leistungsgeschehen im Drei-

ecksverhältnis gewährleistet ein hohes Maß an Transparenz,

Innovation, Beteiligung und fachlicher Kompetenz. In einem

engen Wechselspiel von Bedarfsentwicklung, Bedarfsein-

schätzung und dem Vorhalten und Entwickeln notwendiger

Angebote bewegen sich die drei Akteure Leistungsberechtig-

ter, Leistungsträger und Leistungserbringer. Es ist dort im Üb-

rigen der Leistungsträger, der den jeweiligen individuellen Be-

darf eines Anspruchsberechtigten feststellen muss und der

daraufhin die Vertragsgestaltung mit den Leistungserbringern

festschreibt. Damit verfügt er über zentrale Steuerungsoptio-

nen, die zuallererst den Rechtsansprüchen von Menschen mit

Behinderung dienen müssen. Der Zahlungsanspruch des

Leistungserbringers gegen den Leistungsträger ist dabei im-

mer an den Rechtsanspruch des Leistungsberechtigten ge-

knüpft. Aus Sicht des CBP ist ein Leistungsgeschehen gemäß

sozialrechtlichem Dreiecksverhältnis auch tauglich für die Vor-

gaben der UN-Behindertenrechtskonvention (wenn auch

durchaus mit Luft nach oben bei Stärkung der Leistungsbe-

rechtigten!). 

Wem also könnte das Vergaberecht nutzen? Die Vermutung

liegt nahe, dass über das Vergaberecht vor allem die Ausga-

bendynamik eingefangen werden soll. Mit dieser Vorgabe hat

die Große Koalition die Reform der Eingliederungshilfe in An-

griff genommen. Auch die Arbeits- und Sozialministerkonfe-

renz der Länder wiederholt seit Jahren eine „kostenneutrale

Umsetzung der Reform der Eingliederungshilfe“. Für den CBP

gilt: Eine „Eingliederungshilfe neu“ nach vergaberechtlichen

Prinzipien verdient nicht das Etikett „inklusiv“ und gefährdet

sowohl die Rechtsansprüche der Menschen wie auch die Ar-

beits- und Leistungsfähigkeit der Einrichtungen und Dienste!

Ihr Thorsten Hinz

Dr. Thorsten
Hinz

Geschäftsführer 
des CBP 
E-Mail: thorsten.
hinz@caritas.de

Eingliederungshilfe – droht Vergaberecht?

Jahnke, Bettina: EX-IN Kulturlandschaften. Zwölf Gesprä-

che zur Frage: Wie gelingt Inklusion?

neumünster: Paranus, 2014, 200 s., 19,95 euro, isbn 978-3-
940636-31-7
die Autorin hat sich auf eine spannende deutschlandreise bege-
ben, um herauszufinden, wie die beteiligung von erfahrenen zu
mehr inklusion führen kann. entstanden ist ein inspirierender
und kritischer beitrag zur politischen diskussion um das Thema
inklusion – nicht nur in der Psychiatrie. in zwölf interviews 
eruiert bettina Jahnke, was ihre eX-in-Fachkollegen als 
Genesungsbegleiter beziehungsweise inklusionsbeauftragte in
Zukunft bewegen können. 

Stiftung St. Franziskus Heiligenbronn (Hrsg. der dt. Ausg.):

Kommunikation und angeborene Taubblindheit

Würzburg: edition bentheim, 2014, 440 s., vier bände inkl.
dVds, 69 euro, isbn 978-3-934471-52-8
die reihe von vier booklets (i–iV) verbindet theoretische
Grundlagen mit praxisbezogenen Fallbeschreibungen und
Videobeispielen und gibt Hinweise und strategien für inter-
ventionen an die Hand. es ist für verschiedene Personen -
gruppen verständlich und kann zu einem wichtigen baustein 
in einer fundierten, stärker reflektierten und qualitativ besse -
ren Arbeit im bereich Kommunikation und Taubblindheit wer-
den.


